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Α. Einleitung und Überblick 

Obwohl der Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten Dritter mit t-
lerweile zum juristischen Allgemeingut zählt, deutet die unver-
mindert anhaltende Veröffentlichung  von Urteilen und Literatur 
zu diesem Bereich unmißverständlich darauf hin, daß es dort 
noch einige Probleme zu lösen gibt. Das Überraschende dabei ist, 
daß diese Zweifelsfragen  keineswegs nur spezieller Natur sind, 
sondern auch über die dogmatischen Grundlagen und die allge-
meinen Voraussetzungen der Rechtsfigur unvermindert heftig 
diskutiert wird. Angesichts dieser allumfassenden Kontroverse 
und des verschiedentlich geäußerten Unmutes über die zuneh-
mende Unübersichtlichkeit des Meinungsspektrums, insbesondere 
auch innerhalb der Judikatur, verwundert es, daß bis heute -
soweit ersichtlich - keine systematische Darstellung der gesamten 
Rechtsprechung zu diesem Bereich vorliegt. Dies gilt umso mehr 
unter dem Gesichtspunkt, daß dem Vorwurf  der Unübersichtlich-
keit oder gar Widersprüchlichkeit der richterlichen Spruchpraxis 
die Grundlage entzogen ist, wenn der Nachweis gelingt, daß die 
Krit iker Urteile der einen Fallgruppe und Entwicklungsphase zu 
einem Urteil einer anderen Fallgruppe und/oder Entwicklungs-
phase in unmittelbare Beziehung zu setzen versuchen. An diesem 
Punkt möchte diese Arbeit ansetzen. 

Der erste Hauptteil befaßt sich deshalb ausschließlich mit der 
Rechtsprechung. Unter Berücksichtigung der von den Gerichten 
durch richtungsweisende Urteile selbst gesetzten Zäsuren wird ein 
innerhalb von Fallgruppen chronologisch geordneter Überblick 
der einschlägigen Entscheidungen entwickelt, der zumindest inso-
weit Anspruch auf Vollständigkeit erhebt, daß alle entwicklungs-
geschichtlich bedeutsamen Urteile mit ihren zentralen Gedanken 
enthalten sind. Eine Diskussion der einzelnen Entscheidungen er-
folgt nur in besonderen Einzelfällen, vergleichend mit der voran-
gegangenen Judikatur, um das angestrebte Ziel - den Tatbestand 
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des Vertrages mit Schutzwirkung zugunsten Dritter aus der Sicht 
der heutigen Rechtsprechung - nicht durch Lehrmeinungen zu 
beeinflussen. 

Umstritten ist nach wie vor, wie das Rechtsinstitut des Vertra-
ges mit Schutzwirkung dogmatisch zu erklären ist. Am Anfang 
des zweiten Hauptteils steht deshalb die kritische Untersuchung 
des Standpunktes der Rechtsprechung im Vergleich zu den in der 
Literatur vertretenen Ansätzen. Daran anschließend wird geprüft, 
inwieweit dem heutigen Drittschutztatbestand der Rechtsprechung 
zu folgen ist und wie dieser gegebenenfalls modifiziert  werden 
muß, um dem allgemeinen Bedürfnis nach einer allgemeingültigen 
und gleichzeitig griffigen  Drittschutzdefinition gerecht zu 
werden. Im unmittelbaren Zusammenhang mit dieser Frage steht 
das Problem der Abgrenzung zu den benachbarten Rechtsfiguren. 
Dieser Punkt bildet den Abschluß des zweiten Hauptteils. 

Nach Klärung der allgemeinen Fragen kann im dritten Haupt-
teil die spezielle Drittschutzproblematik im Bereich des Girover-
kehrs angegangen werden. Die Rechtsprechung zeigt hier eine 
zunehmende Bereitschaft  zur einheitlichen Abwicklung der im 
Zahlungsverkehr entstandenen Drittschäden mit Hilfe der Rechts-
figur des Vertrages mit Schutzwirkung zugunsten Dritter. Sie 
stößt dabei auf Kr i t ik völlig unterschiedlicher Zielrichtung: diese 
reicht von der Ablehnung jeglicher unmittelbarer vertraglicher 
Beziehung unverbundener Glieder der Girokette unter gleichzeiti-
ger Verweisung auf die Rechtsfigur der Drittschadensliquidation 
bis zur Annahme einer direkten Vertragsverbindung aller am 
Zahlungsverkehr Beteiligten. Da die jüngste Entwicklungsphase 
der Drittschutzrechtsprechung mit dem Lastschrifturteil  gerade im 
Bankbereich eingeläutet wurde, sind die Drittschäden im Giro-
verkehr prädestiniert dafür,  den im zweiten Hauptteil entwickel-
ten Drittschutztatbestand auf seine Praxistauglichkeit zu über-
prüfen. 



Β. Die Entwicklung der 
Rechtsprechung 

I. D i e E n t w i c k l u n g b i s 1 9 5 9 

1. Karl Larenz als "Vater" des Vertrages mit Schutzwirkung 
zugunsten Dritter 

Der Begriff  des "Vertrages mit Schutzwirkung zugunsten Dri t -
ter" ist untrennbar verbunden mit dem Namen Karl Larenz. Er 
war es, der diese Bezeichnung 1953 in der Erstaufläge seines 
Lehrbuchs  des Schuldrechts  in den rechts wissenschaftlichen 
Sprachgebrauch einführte. 1 Mi t dieser Neubenennung eröffnete 
Larenz die weitere Diskussion über die Berechtigung und dogma-
tische Einordnung jener "Fortbildung des Rechts durch die 
Rechtsprechung",2 die bislang im Stile eines Etikettenschwindels 
als unmittelbare Anwendung des § 328 BGB dargestellt wurde.3 

2. Unterschiede zwischen vertraglicher und 
deliktischer Haftung 

Die Bemühungen der Rechtsprechung um die Ausdehnung ver-
traglichen Schutzes auf Dritte sind nur vor dem Hintergrund der 

1 Larenz, SR I /AT 1953, 139 ff.;  vgl. Schütz, 85. 
2 So Larenz, SR I /AT 1953, 141. 
3 So der BGH letztmals am 27.1.1959 in NJW 59, 816; anders der BGH am 

15.5.1959 im "Capuzolfall" (NJW 59, 1676): "Wie Larenz zutreffend  hervorhebt, 
handelt es sich (...) nicht um einen eigentlichen "Vertrag zugunsten Dritter", denn 
der Schuldner ist nach dem Vertrage nicht verpflichtet, an den Dritten zu leisten, 
wie § 328 BGB es voraussetzt (...)." Am 21.9.1955 (VersR 55, 740) hatte der BGH 
sogar noch mittelbar die kritische Stellungnahme von Larenz als Stütze für die eigene 
Auffassung beansprucht (VersR 55, 742), obwohl Larenz in der vom BGH zitierten 
Stelle ausdrücklich von einem "typischen Fall des konstruktiven Mißbrauchs eines 
Rechtsinstituts" schrieb (Larenz, SR I /AT 1953, 140). 


